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E i n l a d u n g 
 

 
 

Sitzung Nr. 55/2013 
HFWA Nr. 6/2013 

 
 
 
An die Mitglieder  
des Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschusses 
der Stadt Bornheim 

Bornheim, den 26.08.2013 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zur nächsten Sitzung des Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschusses der Stadt Born-
heim lade ich Sie herzlich ein.  
Die Sitzung findet am Donnerstag, 12.09.2013, 18:00 Uhr, im Ratssaal des Rathauses 
Bornheim, Rathausstraße 2, statt.  
 
Die Tagesordnung habe ich wie folgt festgesetzt: 
 
 
TOP Inhalt Vorlage Nr. 

 Öffentliche Sitzung  
1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  
2 Einwohnerfragestunde  
3 Entgegennahme der Niederschriften über die Sitzungen Nr. 33/2013 

vom 23.05.2013 und Nr. 47/2013 vom 02.07.2013 
 

4 Auswirkungen des 1. NKF-Weiterentwicklungsgesetzes auf das Finanz- 
und Rechnungswesen; hier: Handhabung geringwertiger Vermögens-
gegenstände 

273/2013-2 

5 Zustimmung zu Mehraufwendungen und Mehrauszahlungen im Haus-
haltsjahr 2013 für die Produktgruppen 1.11.01 Elektrizitätsversorgung 
und 1.11.02 Gasversorgung 

394/2013-2 

6 Entwurf des Nachtragshaushaltes 2013/2014 des Rhein-Sieg-Kreises 444/2013-2 
7 Antrag der SPD-Fraktion vom 19.07.2013 betr. Überprüfung von  Reini-

gungsleistungen an Schulen und städtischen Gebäuden 
407/2013-6 

8 Mitteilung betr. Schließung der Filiale der Barmer GEK in Bornheim 442/2013-1 
9 Städtische Grünanlage mit Kiefern an der Friedrichstraße in Roisdorf 403/2013-SUA 
10 Windpark Bornheim, Bürgerbeteiligung 423/2013-SUA 
11 Mitteilungen mündlich und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 

Sitzungen 
 

12 Anfragen mündlich  
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 Nicht öffentliche Sitzung  
13 Eilbeschluss betr. neuer Mietvertrag zum Ausbau von U3-Gruppen im 

Kindergarten Knippstraße 7 in Bornheim 
446/2013-6 

14 Auftrag zur Beratung betr. der Konzessionierungsentscheidung der 
Stadt Bornheim für die Kooperationsmodelle Strom und Gas 

359/2013-2 

15 Mitteilungen mündlich und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 
Sitzungen 

 

16 Anfragen mündlich  
 

Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
(Wolfgang Henseler) 
Bürgermeister 
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Sitzung des Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschusses der Stadt Bornheim am 
Donnerstag, 23.05.2013, 18:00 Uhr, im Ratssaal des Rathauses Bornheim, Rathausstraße 2 
 

 X Öffentliche Sitzung  Sitzung Nr. 33/2013 

  Nicht-öffentliche Sitzung  HFWA Nr. 4/2013 
 
Anwesende 
Bürgermeister 
Henseler, Wolfgang Bürgermeister  

Mitglieder 
Bandel, Helga CDU-Fraktion  
Deussen-Dopstadt, Gabriele Bündnis90/Grüne  
Donix, Michael CDU-Fraktion  
Feldenkirchen, Hans Gerd UWG/Forum-Fraktion  
Freynick, Jörn FDP-Fraktion  
Hanft, Wilfried SPD-Fraktion  
Heller, Petra CDU-Fraktion  
Kleinekathöfer, Ute SPD-Fraktion  
Koch, Christian FDP-Fraktion  
Krüger, Frank W. SPD-Fraktion  
Kuhl, Sebastian CDU-Fraktion  
Paschmanns, Dieter SPD-Fraktion  
Schausten, Manfred SPD-Fraktion  
Schmitz, Heinz Joachim Bündnis90/Grüne  
Söllheim, Michael CDU-Fraktion  
Stüsser, Peter CDU-Fraktion  
Wingenbach, Matthias CDU-Fraktion  
Wirtz, Hans-Dieter CDU-Fraktion  
Züge, Rainer SPD-Fraktion  

stv. Mitglieder 
Marx, Bernd Bündnis90/Grüne  

Verwaltungsvertreter 
Brühl, Gerhard  
Cugaly, Ralf Kämmerer  
Schier, Manfred Erster Beigeordneter  
Schnapka, Markus Beigeordneter  
Sistig, Helmut  
Stumpf, Gerhard  

Schriftführerin 
Altaner, Petra  

Nicht anwesend (entschuldigt) 
Kuhn, Arnd Jürgen Dr. Bündnis90/Grüne  
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T a g e s o r d n u n g 
 

TOP Inhalt Vorlage Nr. 
 Öffentliche Sitzung 

 
 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  
2 Einwohnerfragestunde  
3 Sachstandsbericht zum Vollzug des Haushaltssicherungskonzeptes 

bis 2022 
264/2013-2 

4 Fund- und Gefahrtiervertrag mit dem Tierheim Troisdorf 269/2013-3 
5 Antrag der SPD-Fraktion vom 26.03.2013 betr. Energiewende umset-

zen, Klimaschutz verbessern und kommunales Energiemanagement 
optimieren 

202/2013-1 

6 Mitteilung betr. betr. Gebäude- und Standortkonzept der Stadt Born-
heim 

270/2013-6 

7 Mitteilung betr. Beteiligung der Kommunen mit Hochspannungsleitun-
gen an der Gewerbesteuer 

198/2013-2 

8 Mitteilungen mündlich und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 
Sitzungen 

 

9 Anfrage der SPD-Fraktion vom 13.03.2013 betr. Wohnungssituation in 
Bornheim 

172/2013-7 

10 Anfragen mündlich  
 
 
 
Vor Eintritt in die Tagesordnung (der gesamten Sitzung) 
 

Bürgermeister Wolfgang Henseler eröffnet die Sitzung des Haupt-, Finanz- und 
Wirtschaftsausschusses der Stadt Bornheim, stellt fest, dass ordnungsgemäß eingeladen 
worden ist und dass der Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss beschlussfähig ist. 
 
 
 
Die Tagesordnung der öffentlichen Sitzung wird in folgender Reihenfolge behandelt:  
TOP 1 – 10. 
 
 
 

 Öffentliche Sitzung 
 

 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  
VA Altaner ist bereits zur Schriftführerin bestellt. 
 

2 Einwohnerfragestunde  
Die Einwohnerfragestunde entfällt, da keine Fragen vorliegen. 
 

3 Sachstandsbericht zum Vollzug des Haushaltssicherungskonzep-
tes bis 2022 

264/2013-2 

Beschluss: 
Der Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss empfiehlt dem Rat, die Ausführungen des 
Bürgermeisters zum Sachstand des Vollzugs des Haushaltssicherungskonzeptes bis 2022 
zur Kenntnis zu nehmen. 
 
- Einstimmig -  
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4 Fund- und Gefahrtiervertrag mit dem Tierheim Troisdorf 269/2013-3 

Über den Antrag der FDP-Fraktion, der Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss 
1. stellt den Beschluss über den Fund- und Gefahrtiervertrag mit dem Tierheim Troisdorf 

bis zu seiner Juli-Sitzung zurück, 
2. beauftragt den Bürgermeister, zu seiner Juli-Sitzung die jährlichen Kosten bei einer 

Unterbringung und Versorgung von Fund- und Gefahrtieren aus dem Stadtgebiet 
Bornheim durch das Tierheim Albert Schweitzer Bonn zu ermitteln und diese den Kos-
ten bei einer Unterbringung und Versorgung im Tierheim Troisdorf gegenüberzustel-
len. Diese Gegenüberstellung soll auch die notwendigen Kosten für den Transport der 
Tiere durch das Tierheim, die Stadt Bornheim oder Dritte berücksichtigen, 

3. beauftragt den Bürgermeister, die unter 2.) beantragte Gegenüberstellung auch mit 
anderen zuverlässigen Tierheimen im Rhein-Sieg-Kreis und Nachbarkreisen durchzu-
führen, die zur Unterbringung und Versorgung von Fund- und Gefahrtieren aus dem 
Stadtgebiet Bornheim bereit wären, 

wurde nach Abstimmung über den Beschlussentwurf nicht mehr abgestimmt. 
 
Beschluss: 
Der Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss beauftragt den Bürgermeister 
1. den neu verhandelten Fund- und Gefahrtiervertrag mit dem Verein „Tierschutz für den 

Rhein-Sieg-Kreis“ e.V. über den Betrieb des Tierheimes in Troisdorf ab dem 
01.03.2013 in der vorgelegten Fassung zu unterzeichnen und 

  
2. die erforderlichen Haushaltsmittel für eine Zuschussgewährung in den Jahren 2013 - 

2022 im Rahmen der Haushaltsplanberatungen einzuplanen. 
 
Abstimmungsergebnis 

19 Stimme/n für den Beschluss (CDU, SPD, B90/Grüne, UWG, BM) 
2 Stimme/n gegen den Beschluss (FDP) 

 
AM Koch erklärt zu seinem Abstimmungsverhalten, dass er gegen den Beschluss gestimmt 
habe, da er die Alternativen zu dem Beschlussentwurf nicht ausreichend geprüft gesehen 
habe und bei dieser Entscheidung auch die Interessen der Steuerzahler in Bornheim im Blick 
behalten wollte. 
Diese Erklärung wird von seiner Fraktion unterstützt. 
 

5 Antrag der SPD-Fraktion vom 26.03.2013 betr. Energiewende um-
setzen, Klimaschutz verbessern und kommunales Energiema-
nagement optimieren 

202/2013-1 

Beschluss: 
Der Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss 
1. vertagt den Tagesordnungspunkt in die Stellenplanberatung des Haupt-, Finanz- und 

Wirtschaftsausschusses und 
  
2. beauftragt den Bürgermeister auf Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in dieser 

Sitzung, die Notwendigkeit dieser Stelle trotz des eigenen Stadtkonzerns Bornheim 
und dem ILEK Programm (Interkommunaler. Klimaschutzmanager) inhaltlich darzule-
gen und zu differenzieren. 

 
-Einstimmig- 
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6 Mitteilung betr. betr. Gebäude- und Standortkonzept der Stadt 

Bornheim 
270/2013-6 

- Kenntnis genommen -  
 

7 Mitteilung betr. Beteiligung der Kommunen mit Hochspannungs-
leitungen an der Gewerbesteuer 

198/2013-2 

- Kenntnis genommen -  
 

8 Mitteilungen mündlich und Beantwortung von Fragen aus vorhe-
rigen Sitzungen 

 

Beantwortung von Anfragen aus vorherigen Sitzungen 
 
Keine. 
 
Mitteilung mündlich 
des Beigeordneten Herrn Schnapka betr. U3 Ausbau 
 
2013 
Kindergarten St. Josef, Kardorf 
Haus Regenbogen, Bornheim 
Raupe, Brenig 
Sonnenblume, Walberberg 
Containeranlage im Kloster Walberberg 
Containeranlage, Roisdorf, Rathausstr. 
2014 
Einrichtung Secundastraße,  
Bornheimer Norden Einrichtung errichten 
Investieren in Lummerland 
Investieren in Tagespflege 
 
Kenntnis genommen 
 
Zusatzfragen 
von AM Heller betr. Kindergartenbedarfsplanung 
1. Können dem nächsten JHA die Zahlen der Kinderbedarfsplanung vorgelegt werden, 

damit anhand der vorgelegten Zahlen eine Entscheidung getroffen werden kann? 
Antwort: 
Die Planung ist sozialräumlich anzulegen, auch für unter 3-jährige Kinder. Es besteht das 
Problem, dass die Stelle derzeit unbesetzt ist. In Kürze wird die Stelle besetzt sein und dies 
wird eine der ersten Aufgaben sein, die durchgeführt werden. Trotz Kenntnis der demogra-
phischen Entwicklung im U3 Bereich kann der Sozialbezug nicht so umgesetzt werden, wie 
der Ü3 Bereich.  
Es wird leider so sein, dass wir im U3 Bereich Angebote machen müssen, die außerhalb des 
Sozialraumes liegen. 
2. Kann sichergestellt werden, dass die Ü3 Kinder nachher nicht benachteiligt gegenüber 

den U3 Kindern sind (Ausgleich schaffen)? 
Antwort: 
Bevor Verwaltungsintern entschieden wurde, welche Maßnahmen ergriffen und an welchen 
Stellen wir aktiv sein müssen, lagen zu Beginn des Jahres Zahlen vor, 
die nicht im gesicherten Verfahren zustande gekommen sind, aber die sicherlich Anhalts-
punkte bieten. Bei den Zahlen, die Anfang des Jahres ermittelt worden sind, um eine Grund-
lage zu haben, wurde die frühere Jugendhilfeplanerin einbezogen.  
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Diese Zahlen werden in die Sitzung im Juli eingebracht, damit die Mitglieder der Ausschüsse 
auch eine Grundlage haben, um die Maßnahmen sinnvoll und vernünftig beurteilen zu kön-
nen. 
 
von AM Wirtz betr. Kinder sollen in einer Einrichtung hoch wachsen können. 
In wie weit ist die Planung mit dem Landesjugendamt abgestimmt? 
Antwort: 
Ja, die Kinder sollen in einer Einrichtung hoch wachsen können. Dies ist das pädagogische 
Prinzip. Wir wollen von diesem Standard nicht abkehren, was sich aber nicht überall realisie-
ren lassen wird. 
Die Einrichtung von reinen U3 Gruppen wurde mit dem Landesjugendamt abgeklärt, so dass 
dies nicht den Standards widerspricht. Es ist leider so, dass wir nicht überall die Situation 
haben werden, dass Kinder die als unter 3-jährige in den Kindergarten kamen auch noch als 
4- oder 5- jährige dort sein werden.  
 
von AM Heller 
Kann sichergestellt werden, dass belastbare Zahlen vorliegen, damit solche Entscheidungen 
getroffen werden können? 
Antwort: 
Das Dezernat wird diese Zahlen liefern.  
 

9 Anfrage der SPD-Fraktion vom 13.03.2013 betr. Wohnungssitua-
tion in Bornheim 

172/2013-7 

- Kenntnis genommen -  
 
Zusatzfragen 
von AM Hanft 
Wie schätzt die Verwaltung die Bereitschaft der gemeinnützigen Wohnungsbau Gesellschaft 
ein, sich ggfls. künftig in Bornheim zu engagieren und sieht die Verwaltung noch andere ge-
meinnützige Wohnungsbau Gesellschaften, die für solche Projekte in Frage kommen? 
Antwort: 
Wir haben in Bornheim für die Einbeziehung von Wohnungsbau Gesellschaften nicht die 
optimalen Randbedingungen. Wir schreiben nochmals einige in Frage kommende Gesell-
schaften mit dem Hinweis an, dass wir Baugrundstücke haben und ob die Gesellschaften für 
die Stadt tätig werden möchten. Eine Prognose im Sinne von positiver Erwartungshaltung 
kann zum jetzigen Zeitpunkt nicht abgegeben werden. 
 
von AM Kleinekathöfer 
Kann die Verwaltung ähnliche Beobachtungen bestätigen, wie sie in anderen Kommunen 
gemacht werden, betr. Frage 4, dass sich der demographische Wandel auch der Gestalt auf 
den Wohnungsmarkt auswirkt, dass Frauen, die ins Rentenalter kommen, eine bezahlbare 
Wohnung finden müssen, weil die Rente nicht mehr ausreicht? Gibt es ähnliche Entwicklun-
gen auch hier in Bornheim zu beobachten? 
Antwort: 
Die Stadt hat Gespräche mit der Arbeiterwohlfahrt geführt, um entsprechende Einrichtungen 
eines Wohnens, z.B. Wohnen mit einer Betreuung, zu relativ überschaubaren Preisen zu 
ermöglichen. Das Thema Seniorenwohngemeinschaften wird künftig zunehmen und dort 
wird es sicher Interessenten geben. Im Rahmen des Bodenmanagement können gezielt be-
stimmte Investoren angesprochen werden. 
 

10 Anfragen mündlich  
von AM Koch betr. Feuerwehrkartell, Regulierungsvereinbarung mit den Spitzenverbänden 
Hat die Stadt Bornheim schon eine Vorgehensweise geplant? Will sich die Stadt Bornheim 
der Regulierungsvereinbarung anschließen oder plant die Stadt Bornheim hier eigene Aktivi-
täten? 
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Antwort: 
In der Vergangenheit wurde darauf verwiesen, dass man sich den Aktivitäten des Spitzen-
verbandes anschließen wird. Dies wird geprüft. 
 
von AM Heller betr. Zitat Rundschau, kurzfristig gestellte Anträge würden nicht mehr gestat-
tet. 
Will der Bürgermeister die Geschäftsordnung des Rates ändern oder wie ist diese Äußerung 
zu verstehen? 
Antwort: 
Zu dem was in der Zeitung steht, wird kein Kommentar abgegeben. 
Es wurde darauf verwiesen, dass die Geschäftsordnung genau und korrekt gehandhabt wird.  
 
von AM Stüsser betr. 7,50 Euro Hundesteuernachzahlung, nachdem der Hund verstorben 
und bei der Stadt abgemeldet worden war. 
Wird es so gehandhabt, dass in solchen Fällen, in dieser Höhe Nachforderungen verschickt 
werden und ist es im Umkehrschluss auch so, dass Beträge erstattet werden? 
Antwort: 
Beträge werden nicht nur nachgefordert, sondern auch erstattet. 
Der spezielle Fall wird geprüft. 
 
von AM Paschmanns 
1. Wann kann der Tambourcorps mit der Errichtung seines Vereinshauses beginnen? 
Antwort: 
Die Verträge konnten noch nicht gemacht werden, da das Verfahren mit der Kommunalauf-
sicht abgestimmt werden muss. Es geht jetzt noch um die Höhe des Pachtzinses. Man ist 
sich mit dem Interessenten des Nachbargrundstücks einig geworden. 
2. Gibt es Erkenntnisse die dazu führen, dass sich die Wiedereröffnung des Geschwis-

ter-Scholl-Hauses nicht bis September hinzieht? 
Antwort: 
Es wird sich bemüht solche Erkenntnisse zu bekommen. Auf ein genaues Datum kann sich 
nicht festgelegt werden, aber vor September wird die Eröffnung sein. 
 
von AM Marx betr. Aufstellen von Containern auf einem städtischen Grundstück neben der 
Kirche. 6-stellige Summe an Pachtgebühren, die auf die Pfarrgemeinde St. Aegidius für 6 
Monate zukommen. Ist dem tatsächlich so? 
Antwort: 
Aktuell ist man dabei eine Regelung zu finden, die auf der Basis Pacht von städtischen 
Grundstücken und der entsprechenden Wertbildung orientiert fußen. Das sind dann Beträge, 
die einige Nullstellen in der Höhe anders zu bewerten sind. 
 
 
 
 
Ende der Sitzung: 19:15 Uhr 
 
 
 
 
 
gez. Wolfgang Henseler  gez. Petra Altaner 
Bürgermeister  Schriftführung 
 
 

10/41



 
Niederschrift 

 
 

 
Seite 1 von 7 

 Sitzung des Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschusses der Stadt Bornheim am 
Dienstag, 02.07.2013, 18:00 Uhr, im Ratssaal des Rathauses Bornheim, Rathausstraße 2 
 

 X Öffentliche Sitzung  Sitzung Nr. 47/2013 

  Nicht-öffentliche Sitzung  HFWA Nr. 5/2013 
 
Anwesende 
Bürgermeister 
Henseler, Wolfgang Bürgermeister  

Mitglieder 
Deussen-Dopstadt, Gabriele Bündnis90/Grüne  
Donix, Michael CDU-Fraktion  
Feldenkirchen, Hans Gerd UWG/Forum-Fraktion  
Hanft, Wilfried SPD-Fraktion  
Heller, Petra CDU-Fraktion  
Kleinekathöfer, Ute SPD-Fraktion  
Koch, Christian FDP-Fraktion  
Kuhn, Arnd Jürgen Dr. Bündnis90/Grüne  
Schausten, Manfred SPD-Fraktion  
Schmitz, Heinz Joachim Bündnis90/Grüne  
Söllheim, Michael CDU-Fraktion  
Stüsser, Peter CDU-Fraktion  
Wingenbach, Matthias CDU-Fraktion  
Züge, Rainer SPD-Fraktion  

stv. Mitglieder 
Knott, Thorsten FDP-Fraktion  
Kretschmer, Gabriele CDU-Fraktion  
Nipps, Ursula CDU-Fraktion ab TOP 6 tw. 
Paulsen, Michael CDU-Fraktion  
Stadler, Harald SPD-Fraktion ab TOP 6 tw. 

Verwaltungsvertreter 
Brühl, Gerhard  
Cugaly, Ralf Kämmerer  
Gennrich, Georg  
Schier, Manfred Erster Beigeordneter  
Schnapka, Markus Beigeordneter  

Schriftführerin 
Altaner, Petra  

Nicht anwesend (entschuldigt) 
Bandel, Helga CDU-Fraktion  
Freynick, Jörn FDP-Fraktion  
Krüger, Frank W. SPD-Fraktion  
Kuhl, Sebastian CDU-Fraktion  
Paschmanns, Dieter SPD-Fraktion  
Wirtz, Hans-Dieter CDU-Fraktion  
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T a g e s o r d n u n g 
 

TOP Inhalt Vorlage Nr. 
 Öffentliche Sitzung 

 
 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  
2 Einwohnerfragestunde  
3 Entgegennahme der Niederschrift über die Sitzung Nr. 24/2013 vom 

18.04.2013 
 

4 Öffentlich-rechtliche Vereinbarung mit der Gemeinde Alfter betr. Er-
schließung interkommunales Gewerbegebiet Bornheim-Alfter 

371/2013-1 

5 Sachstand U3-Ausbauprogramm und Auswirkungen auf den Haushalt 
2013 

326/2013-4 

6 Gemeinsamer Antrag der FDP-Fraktion und der UWG/Forum-Fraktion 
vom 11.06.2013 betr. Rekommunalisierung des Rettungsdienstes prü-
fen 

360/2013-3 

7 Gemeinsamer Antrag der CDU-Fraktion und der Fraktion Bündnis 90/ 
die Grünen vom 11.06.2013 betr. Bauberatungsgebühren 

355/2013-6 

8 Antrag der FDP-Fraktion vom 03.06.2013 betr. Schäden durch freilau-
fende Hunde auf Gemüsefeldern 

330/2013-9 

9 Antrag der CDU-Fraktion vom 11.06.2013 betr. Schäden durch freilau-
fende Hunde auf Gemüsefeldern 

354/2013-9 

10 Mitteilung betr. Sachstand zur Umsetzung der Satzung über die Erhe-
bung einer Zweitwohnungssteuer in der Stadt Bornheim 

356/2013-2 

11 Mitteilung betr. Sachstand zum kommunalen Gesamtabschluss im 
Neuen Kommunalen Finanzmanagement (NKF) 

350/2013-2 

12 Mitteilung betr. Umsatzsteuerpflicht für Leistungen der Stadt Bornheim 323/2013-2 
13 Mitteilungen mündlich und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 

Sitzungen 
 

14 Anfrage der SPD-Fraktion vom 10.06.2013 betr. Erste Bilanz zur Er-
hebung einer Zweitwohnungssteuer in Bornheim 

363/2013-2 

15 Anfrage der FDP-Fraktion vom 11.06.2013 betr. Sommer-Hochwasser 
2013 - Beteiligung der Stadt Bornheim 

358/2013-3 

16 Gemeinsame Anfrage der CDU-Fraktion und der Fraktion Bündnis 90/ 
die Grünen vom 12.06.2013 betr. Zweitwohnsitzsteuer 

390/2013-2 

17 Anfragen mündlich  
 
 
 
Vor Eintritt in die Tagesordnung (der gesamten Sitzung) 
 

Bürgermeister Wolfgang Henseler eröffnet die Sitzung des Haupt-, Finanz- und 
Wirtschaftsausschusses der Stadt Bornheim, stellt fest, dass ordnungsgemäß eingeladen 
worden ist und dass der Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss beschlussfähig ist. 
 
 
Der Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss beschließt 
1. auf Vorschlag des Bürgermeisters,  

 
1.1 die Tagesordnungspunkte 8 und 9 zusammen zu behandeln 

 
1.2. die Tagesordnungspunkte 10, 14 und 16 zusammen zu behandeln 

und 
 

2. auf Antrag der CDU-Fraktion, den Tagesordnungspunkt 5 von der Tagesord-
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nung abzusetzen. 
 

Stimmenverhältnis zu Ziffer 1.: 
- Einstimmig - 
 
Stimmenverhältnis zu Ziffer 2.: 
11 Stimmen für den Beschluss (CDU, B90/Grüne, FDP) 
7 Stimmen gegen den Beschluss (SPD, UWG, BM) 
 
 
Die Tagesordnung der öffentlichen Sitzung wird in folgender Reihenfolge behandelt:  
TOP 1-4, 6-10, 14, 16, 11-13, 15, 17. 
 
 

 Öffentliche Sitzung 
 

 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  
VA Altaner ist bereits zur Schriftführerin bestellt. 
 

2 Einwohnerfragestunde  
Die Einwohnerfragestunde entfällt, da keine Fragen vorliegen. 
 

3 Entgegennahme der Niederschrift über die Sitzung Nr. 24/2013 
vom 18.04.2013 

 

Beschluss 
Der Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss erhebt gegen den Inhalt der Niederschrift 
über die Sitzung Nr. 24/2013 vom 18.04.2013 keine Einwände. 
 
- Einstimmig -  
 

4 Öffentlich-rechtliche Vereinbarung mit der Gemeinde Alfter betr. 
Erschließung interkommunales Gewerbegebiet Bornheim-Alfter 

371/2013-1 

Beschluss: 
Der Haupt- Finanz- und Wirtschaftsausschuss empfiehlt dem Rat wie folgt zu beschließen: 
 
Der Rat nimmt die Ausführungen des Bürgermeisters betr. die öffentlich-rechtliche Vereinba-
rung mit der Gemeinde Alfter zur interkommunalen Entwicklung des Gewerbeparks Born-
heim-Süd/Alfter-Nord gem. § 23 Abs. 1, 2. Alt. i.V.m. Abs. 2 S. 2 GkG NRW zur Kenntnis. 
 
- Einstimmig -  
 

5 Sachstand U3-Ausbauprogramm und Auswirkungen auf den 
Haushalt 2013 

326/2013-4 

- abgesetzt -  
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6 Gemeinsamer Antrag der FDP-Fraktion und der UWG/Forum-
Fraktion vom 11.06.2013 betr. Rekommunalisierung des Ret-
tungsdienstes prüfen 

360/2013-3 

Beschluss: 
Der Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss beauftragt den Bürgermeister, mit dem 
Rhein-Sieg-Kreis die Bedingungen zu erörtern, unter denen die Trägerschaft der Rettungs-
wache Bornheim wieder auf die Stadt Bornheim übertragen werden könnte und dem Aus-
schuss in einer der nächsten Sitzungen detailliert zu berichten. 
 
Abstimmungsergebnis 

10 Stimmen für den Beschluss (CDU tw. FDP, UWG) 
6 Stimmen gegen den Beschluss (SPD) 
4 Stimmenthaltung/en (CDU tw.,B 90/Die Grünen, BM) 

 
7 Gemeinsamer Antrag der CDU-Fraktion und der Fraktion Bündnis 

90/ die Grünen vom 11.06.2013 betr. Bauberatungsgebühren 
355/2013-6 

Beschluss: 
Der Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss beauftragt den Bürgermeister Ende des Jah-
res 2013 eine Evaluation  der neuen Tarifstelle der Verwaltungsgebührenordnung „Baubera-
tungsgebühren“ durchzuführen und dem Ausschuss Anfang 2014 zu berichten.  
 
- Einstimmig -  
 
Die Tagesordnungspunkte 8 und 9 werden zusammen behandelt. 

8 Antrag der FDP-Fraktion vom 03.06.2013 betr. Schäden durch 
freilaufende Hunde auf Gemüsefeldern 

330/2013-9 

Beschluss: 
Der Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss nimmt die Ausführungen zur Aufstellung von 
privaten Warn- und Hinweisschildern zur Kenntnis.  
 
- Einstimmig -  
 
Die Tagesordnungspunkte 9 und 8 werden zusammen behandelt. 

9 Antrag der CDU-Fraktion vom 11.06.2013 betr. Schäden durch 
freilaufende Hunde auf Gemüsefeldern 

354/2013-9 

Beschluss: 
Der Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss nimmt die Ausführungen zur Aufstellung von 
privaten Warn- und Hinweisschildern zur Kenntnis.  
 
- Einstimmig -  
 
Die Tagesordnungspunkte 10, 14 und 16 werden zusammen behandelt. 

10 Mitteilung betr. Sachstand zur Umsetzung der Satzung über die 
Erhebung einer Zweitwohnungssteuer in der Stadt Bornheim 

356/2013-2 

- Kenntnis genommen -  
 
Zusatzfragen: 
von AM Hanft 
Wann können die endgültigen Ergebnisse des Zensus 2011 berücksichtigt werden? 
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Antwort: 
Es gibt eine bestimmte verfahrenstechnische Reihenfolge bis die Daten, die kommuniziert 
worden sind, als verbindlich und amtlich festgestellt gelten. Dazu gehört: 
1. dass die Kommunen zunächst angehört werden, 
2. dass den Kommunen ein entsprechender Verwaltungsakt zugeht, gegen den Rechts-

mittel eingelegt werden können und 
3. letztlich eine Rechtsverordnung des Landes die in Kraft tritt. 
Die Stadt Bornheim warte derzeit auf den Verwaltungsakt. 
Die Veränderungen gegenüber der bisherigen Fortschreibung betragen in Bornheim  -4,8%. 
Diese Abweichung liegt sowohl über der durchschnittlichen Abweichung im Rhein-Sieg-Kreis 
als auch im Land NRW. 
Damit muss tendenziell mit einem Rückgang von Schlüsselzuweisungen gerechnet werden. 
Diese Auswirkungen sind erstmals im GFG 2014 zu erwarten. 
 
von BM Henseler: 
Wird sich durch die Umwandlung von Neben- zu Hauptwohnsitzen an den Zahlen, Schlüs-
selzuweisungen oder den Einkommensteueranteilen etwas verändern? 
 
Antwort: 
Die Zahlen, die amtlich festgestellt werden, werden die bestehenden Meldedaten ablösen 
und insofern gelten ab diesem Zeitpunkt diese Zahlen für die weitere Betrachtung von 
Schlüsselzuweisungen und anderer Sachverhalte, die mit der Einwohnerzahl einhergehen. 
 
Man kann nur in die Klage hineingehen, wenn man vorher deutlich gemacht hat, dass man 
mit den amtlichen Zahlen seine Schwierigkeiten hat. Hierzu haben wir eine Frist bis zum 
08.07.2013. 
Die Stadt bereitet derzeit eine Stellungnahme vor, welche das Ziel hat, dass man methodi-
sche Probleme sieht, die man erläutert haben möchte, um die Diskrepanz, die sich bei den 
Hauptwohnsitzen ergibt, zu verstehen. 
 
von AM Heller 
Ziel der Zweitwohnsitzsteuer war, dass sich viele Bürger mit Hauptwohnsitz anmelden. 
Im Rahmen der in Auftrag gegeben Konsolidierung in allen Bereichen,  Erträge zu generie-
ren aber auch Aufwendungen einzusparen, leistet die Zweitwohnsitzsteuer hierzu einen Bei-
trag. 
Sieht der Bürgermeister das auch so? 
 
Antwort: 
Zu dem voraussichtlichen Steueraufkommen, werden dem Ausschuss im Herbst 2013 die 
entstehenden Kosten dargestellt werden.  
 
von AM Stadler 
Haben wir jetzt 46.000 Einwohner in der Stadt Bornheim? 
 
Antwort: 
Nein, nach der aktuellen Statistik zum 30.06.2013 haben wir 47.521 Einwohner. 
 
von AM Feldenkirchen 
Man hätte sich die Einführung der Zweitwohnsitzsteuer sparen können, da unter dem Strich 
nichts herauskommen wird. 
Sieht der Bürgermeister das auch so?  
 
Antwort: 
Ja. 
 

15/41



47/2013  Seite 6 von 7 

von AM Söllheim 
Rechnet die Stadt mit zusätzlichen Einnahmen im Jahr in Höhe von 83.000 Euro? 
 
Antwort: 
Die Ummeldung von Zweitwohnsitzen zu Erstwohnsitzen führt im Prinzip zu höheren Schlüs-
selzuweisungen. Im vorliegenden Fall werden sich die bisher 80 Ummeldungen vor dem Hin-
tergrund der Daten des Zensus 2011 jedoch nicht auswirken,  da die amtlich festgestellte 
Zahl niedriger ist als der Melderegisterbestand. 
 
von AM Schmitz 
Sind die Kosten, die der Stadt entstehen, nicht nur einmalig und sind somit zukünftig die Ein-
nahmen nicht höher als die Ausgaben? 
 
Antwort: 
Im Herbst werden die einmaligen Kosten ermittelt und aufgelistet, die für die Implementie-
rung des Prozesses entstanden sind. Außerdem wird dargestellt, welche Kosten im laufen-
den Betrieb entstehen. Den Kosten werden die Erträge gegenübergestellt, die nach Prüfung 
aller Rückmeldungen wahrscheinlich in den Folgejahren mit der Zweitwohnsitzsteuer erho-
ben werden können. 
 

11 Mitteilung betr. Sachstand zum kommunalen Gesamtabschluss 
im Neuen Kommunalen Finanzmanagement (NKF) 

350/2013-2 

- Kenntnis genommen -  
 

12 Mitteilung betr. Umsatzsteuerpflicht für Leistungen der Stadt 
Bornheim 

323/2013-2 

- Kenntnis genommen - 
 

13 Mitteilungen mündlich und Beantwortung von Fragen aus vorhe-
rigen Sitzungen 

 

Mündliche Mitteilung des Bürgermeisters betr. Stand Bürgerbegehren zum Einkaufszentrum 
 
- Kenntnis genommen -  
 
Zusatzfrage von AM Heller 
Ist das damals bei dem Bürgerbegehren „Freibadwiese“ auch so gewesen, dass wir die ent-
gangenen Gewinne, die wir möglicherweise generieren können, mit bei den Kosten berück-
sichtigt haben? 
Antwort: 
Seit dem letzten Bürgerentscheid hat sich das Recht (§ 26 Abs. 2 GO NRW) geändert. 
Zur damaligen Zeit wurde von den Initiatoren ein Kostendeckungsvorschlag für eine Maß-
nahme, die begehrt worden ist, darzustellen. Das gibt es nicht mehr. Es gibt jetzt nur noch 
die Frage des Bürgerbegehrens. 
 
Beantwortung von Anfragen aus vorherigen Sitzungen 
 
Keine 
 
 
Die Tagesordnungspunkte 10, 14 und 16 werden zusammen behandelt. 

14 Anfrage der SPD-Fraktion vom 10.06.2013 betr. Erste Bilanz zur 
Erhebung einer Zweitwohnungssteuer in Bornheim 

363/2013-2 

- Kenntnis genommen - 
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15 Anfrage der FDP-Fraktion vom 11.06.2013 betr. Sommer-
Hochwasser 2013 - Beteiligung der Stadt Bornheim 

358/2013-3 

- Kenntnis genommen - 
 
Zusatzfragen von AM Koch 
1. betr. Frage Nr. 5 

Gibt es eine Aussage zu den Kosten, die der Stadt Bornheim entstanden sind, und wie 
werden diese gedeckt? 

Antwort: 
Es gibt im Moment die Abfrage zu den uns entstandenen Kosten. Darüber hinaus lässt sich 
der Landrat die Kosten beziffern und diese sollen mit der Bezirksregierung Köln verrechnet 
werden. Kosten, die während des Einsatzes entstanden sind, werden von den betroffenen 
Bereitschaftsführern erstattet. 
2. betr. Reihenfolge der verschiedenen Alarmierungsstufen 

Wäre es nicht möglich, sobald man eine Vorankündigung bekommt, die Löschgruppen 
zu informieren, und könnte dies für die Zukunft nicht immer so gehandhabt werden? 

Antwort: 
Es wäre uns lieber gewesen, man hätte dies auch schon am Donnerstag klären können. 
Wie aus der Alarmierung zu entnehmen ist, blieb nur ein Zeitraum von Sonntag 14 Uhr bis 
zur Alarmierung 1.15 Uhr am Montagmorgen. Daraufhin gab es an diesem Sonntag ein Vor-
gespräch und man hat versucht die Löschgruppenführer zu erreichen und hat von diesen so 
gegen 16 Uhr die letzte Rückmeldung der eventl. Teilnahme erhalten. Man ist von der Feu-
erwehrseite sehr erfreut, dass man so kurzfristig der Maßnahme zugestimmt hat. Man hofft, 
dass man beim nächsten Mal den Einsatzbefehl etwas früher bekommt. Über Nacht lässt 
sich das nicht so schnell realisieren.  
Die letzte Entscheidung wurde durch die Bezirksregierung gegen 18 Uhr getätigt. 
 
Die Tagesordnungspunkte 10, 14 und 16 werden zusammen behandelt. 

16 Gemeinsame Anfrage der CDU-Fraktion und der Fraktion Bünd-
nis 90/ die Grünen vom 12.06.2013 betr. Zweitwohnsitzsteuer 

390/2013-2 

- Kenntnis genommen - 
 

17 Anfragen mündlich  
Keine 
 
 
 
 
Ende der Sitzung: 19.00 Uhr 
 
 
 
 
 
 
gez. Wolfgang Henseler  gez. Petra Altaner 
Bürgermeister  Schriftführung 
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Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss 12.09.2013 
Rat 26.09.2013 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 273/2013-2 

    Stand 06.05.2013 
 
Betreff 
 

Auswirkungen des 1. NKF-Weiterentwicklungsgesetzes auf das Finanz- und 
Rechnungswesen; hier: Handhabung geringwertiger Vermögensgegenstände 

 
Beschlussentwurf Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss 
 
Der Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss nimmt die Ausführungen des Bürgermeisters 
zur Kenntnis. 
 
Beschlussentwurf Rat 
 
Der Rat nimmt die Ausführungen des Bürgermeisters zur Kenntnis. 
 
Sachverhalt 
 
Mit der Sitzungsvorlage Nr. 24/2013-2 wurden die durch das 1. NKF-Weiterentwicklungsge-
setz (NKFWG) bedingten Veränderungen im Haushaltsrecht erläutert. Unter anderem wurde 
über die vereinfachte Behandlung geringwertiger Vermögensgegenstände (GWG; bis zu 
410,- € netto) berichtet.  

Nach der neuen Regelung können GWGs unmittelbar als Aufwand verbucht werden. Die 
Aufwendungen für die Anschaffung erscheinen - wie bereits erläutert - in den Teilergebnis-
plänen in der Zeile 13 „Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen“.  

Bisher ging man davon aus, dass die Auszahlungen ebenso konsumtiv, in den Teilfinanzplä-
nen unter „Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen“, Zeile 12, auszuweisen sind. Diese 
Handhabung würde allerdings dazu führen, dass die Finanzierung der GWGs nicht über in-
vestive Mittel möglich ist, sondern durch allgemeine konsumtive Mittel zu decken ist. 

Daher wurde nach erneuter Absprache mit der Kommunalaufsicht und der örtlichen Rech-
nungsprüfung folgende Regelung festgelegt: 

- In den Teilergebnisplänen: GWGs werden unmittelbar als Aufwand verbucht; die 
Auswirkung ist gegenüber der bisherigen Vorgehensweise ergebnisneutral. 

- In den Teilfinanzplänen: Auszahlungen für GWGs werden als „investive Auszahlun-
gen“, Zeile 30, dargestellt. Diese Handhabung führt dazu, dass die GWGs über inves-
tive Einzahlungen (z.B. Investitionspauschale) finanziert werden können. 

Diese Neuregelung wird seit Mai 2013 angewendet. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
Wie im Sachverhalt dargestellt. 

Ö  4
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Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss 12.09.2013 
Rat 26.09.2013 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 394/2013-2 

    Stand 02.07.2013 
 
Betreff 
 

Zustimmung zu Mehraufwendungen und Mehrauszahlungen im Haushaltsjahr 
2013 für die Produktgruppen 1.11.01 Elektrizitätsversorgung und 1.11.02 
Gasversorgung 

 
Beschlussentwurf Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss 
 
Der Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss empfiehlt dem Rat, wie folgt zu beschließen: 
s. Beschlussentwurf Rat 
 
Beschlussentwurf Rat 
 
Der Rat stimmt gem. § 83 GO überplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen innerhalb 
der Produktgruppen 1.11.01 - Elektrizitätsversorgung in Höhe von 60.000 € und 1.11.02 -
Gasversorgung in Höhe von 60.000  € zu.  
Die Deckung wird gewährleistet durch Minderaufwendungen und Minderauszahlungen in-
nerhalb der Produktgruppe 1.16.01 - Allgemeine Finanzwirtschaft. 
 
Sachverhalt 
 
Die Konzessionsverträge der Stadt Bornheim für die Bereiche Strom und Gas sind am 
31.12.2012 ausgelaufen. Zur Vorbereitung und Umsetzung der Konzessionierungsentschei-
dung des Rates beschloss der Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss am 14.09.2010, 
31.03.2011 und 12.09.2013 die Begleitung des Verfahrens durch einen externen Berater.  
 
Im Haushalt 2013 wurden für diese Beratung insgesamt 90.000 € eingestellt, dabei wurden 
die kalkulierten Mittel zu gleichen Teilen (jeweils 45.000 €) in den Produktgruppen 1.11.01 -
Elektrizitätsversorgung- und 1.11.02 - Stromversorgung veranschlagt. 
 
Im laufenden Haushaltsjahr sind hierzu bereits Beratungsleistungen im Wert von insgesamt 
rd. 100.000 € für den Strom- und Gasbereich zu gleichen Teilen in Anspruch genommen 
worden, die teilweise jedoch noch nicht zahlungswirksam sind.  
 
Die weitere Beratung in den Konzessionierungsverfahren wird im Jahr 2013 einen zusätzli-
chen Beratungsaufwand von etwa 110.000 € brutto verursachen und umfasst auch den Auf-
wand für die Folgeberatung im Rahmen der Konzessionierungsverfahren, über die der 
HFWA in gleicher Sitzung nicht-öffentlich beraten wird (s. Vorlage Nr. 394/2013). Der tat-
sächliche Aufwand hängt vom tatsächlichen Beratungsvolumen ab und kann daher von BBH 
nur geschätzt werden. 
Insgesamt entsteht ein Bedarf von 210.000 €, der die ursprünglich kalkulierte Summe um 
120.000 € übersteigt. 
 
Aufgrund der Haushaltssystematik stellt sich der Mehrbedarf in den einzelnen Produktgrup-
pen wie folgt dar: 

Ö  5
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1.11.01 - Elektrizitätsversorgung 
veranschlagte Mittel                          45.000 €  
Mittelbedarf  105.000 € 
Mehrbedarf                                       60.000 € 
 
1.11.02 – Gasversorgung 
veranschlagte Mittel                          45.000 €  
Mittelbedarf 105.000 € 
Mehrbedarf                                       60.000 € 
 
Deckungsvorschlag: 
Zur Deckung der Mehraufwendungen und Mehrauszahlungen steht in der Produktgruppe 
1.16.01 -Allgemeine Finanzwirtschaft- in gleicher Höhe nicht in Anspruch zu nehmendes 
Budget für Zinsaufwendungen und -auszahlungen zur Verfügung. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
Wie im Sachverhalt dargestellt. 
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Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss 12.09.2013 
Rat 26.09.2013 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 444/2013-2 

    Stand 21.08.2013 
 
Betreff Entwurf des Nachtragshaushaltes 2013/2014 des Rhein-Sieg-Kreises 
 
Beschlussentwurf 
 
Der Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss empfiehlt dem Rat, die Ausführungen des 
Bürgermeisters über die noch offenen Fragestellungen zur Kenntnis zu nehmen und diesen 
zu beauftragen, dem Landrat des Rhein-Sieg-Kreises im Rahmen des Verfahrens zur Be-
nehmensherstellung gemäß § 55 Kreisordnung NRW die im Sachverhalt vorgenommene 
Bewertung in Form einer Stellungnahme zu übermitteln. 
 
Beschlussentwurf Rat: 
 
Der Rat der Stadt Bornheim nimmt die Ausführungen des Bürgermeisters über die noch of-
fenen Fragestellungen zur Kenntnis und beauftragt diesen, dem Landrat des Rhein-Sieg-
Kreises im Rahmen des Verfahrens zur Benehmensherstellung gemäß § 55 Kreisordnung 
NRW die im Sachverhalt vorgenommene Bewertung in Form einer Stellungnahme zu über-
mitteln. 
 
Sachverhalt 
 
Der Rhein-Sieg-Kreis beabsichtigt, einen Anteil von 15,1 %  an der Rheinischen Energie 
Aktiengesellschaft (rhenag) zu erwerben. Zur Sicherung der Finanzierung ist der Erlass einer 
Nachtragshaushaltssatzung für die Jahre 2013 und 2014 erforderlich.  
 
Der Sachverhalt wirkt sich auf die Festsetzung der Kreisumlage aus. Nach § 55 Abs. 1 Krei-
sordnung NRW (KrO NRW) erfolgt die Festsetzung der Kreisumlage im Benehmen mit den 
kreisangehörigen Gemeinden. Das Benehmen ist sechs Wochen vor Aufstellung des Entwur-
fes der Haushaltssatzung einzuleiten. 
 
Die gesetzlich vorgeschriebene Beteiligung der kreisangehörigen Städte und Gemeinden hat 
der Rhein-Sieg-Kreis mit dem der Vorlage beigefügten Schreiben vom 13.08.2013 eingelei-
tet.  
Dem Schreiben ist ein Informationsblatt mit der Begründung des vorgesehenen Erwerbs und 
einer Darstellung der haushaltsmäßigen Auswirkungen beigefügt. 
 
Der Kaufpreis wird rd. 79,5 Mio. € betragen und soll mit Krediten (Laufzeit bis zu 30 Jahre) 
finanziert werden. 
 
Auswirkungen auf den Ergebnisplan des Rhein-Sieg-Kreises: 
 
Die Änderungen betreffen die Festsetzungen für das Haushaltsjahr 2014 und den mittelfristi-
gen Ergebnis- und Finanzplanungszeitraum. 
 

Ö  6
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 2013 

T€ 
2014 
T€ 

2015 
T€ 

2016 
T€ 

2017 
T€ 

Dividendenertrag 0 -5.263 -5.253 -5.263 -5.263 

Gewerbesteuerersparnis  
beim Betrieb gewerblicher Art 
„Versorgung und Verkehr“ 

0 -260 -260 -260 -260 

Zinsaufwand 0 1.340 1.311 1.259 1.172 

Saldo = Ertragsüberschuss 0 -4.183 -4.212 -4.264 -4.351 

Ausgleich durch reduzierte      

Allgemeine Kreisumlage 0 4.183 4.212 4.264 4.351 

Reduzierung Hebesatz 
(%-Punkte) 

0 -0,65  -0,63  -0,61 -0,60 

 
Der Erwerb der Finanzanlage erfolgt in der Erwartung, dass die aus den Aktien jährlich er-
wirtschaftete Dividende und die Gewerbesteuerersparnis die mit der Kreditfinanzierung ver-
bundene Zinslast übersteigt. Dieser Ertragsüberschuss würde eine Reduzierung der allge-
meinen Kreisumlage ermöglichen, die der Landrat für den Zeitraum 2014 bis 2017 im Mittel 
auf 0,62 %-Punkte jährlich prognostiziert. 
Innerhalb dieses Zeitraums würde dies für die Stadt Bornheim nach derzeitigem Stand jähr-
lich eine um rd. 300.000 € geringere Allgemeine Kreisumlage  mit sich bringen: 
 
 2014      2015 2016 2017 

Hebesatz Allgemeine 
Kreisumlage lt. Haushalt 
2013/2014 

36,13 % 36,59 % 36,33 % 35,40 % 

Allgemeine Kreisumlage 
Bornheim 17.852 T€ 18.190 T€ 18.902 T€ 19.186 T€ 

Hebesatz Allgemeine 
Kreisumlage lt. Entwurf 
Nachtragshaushalt 

35,48 % 35,96 % 35,72 % 34,80 % 

Allgemeine Kreisumlage 
Bornheim  
(lt. Entwurf Nachtraghaus-
halt) 

17.530 T€ 17.877 T€ 18.585 T€ 18.860 T€ 

Differenz 322.000 € 313.000 € 317.000 € 326.000 € 
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Bewertung zum Ergebnisplan: 
 
Zur Prüfung und Bewertung der vom Rhein-Sieg-Kreis genannten Beträge bedarf es weiterer 
Informationen, die dem vorliegenden Vorgang nicht entnommen werden können. Dies betrifft 
insbesondere die zu erwartenden Dividendenerträge und die mit den Kreditgeschäften ein-
hergehenden Konditionen. 
 
Der Bürgermeister weist unabhängig hiervon darauf hin, dass mit dem Eingehen unterneh-
merischen Engagements auch Risiken verbunden sind. 
 
Auswirkungen auf den Finanzplan des Rhein-Sieg-Kreises: 
 
Die Darlehensaufnahme ist für 2013 vorgesehen. Die Folgejahre werden mit Auszahlungen 
für Tilgungen belastet. 
Der Landrat führt hierzu aus, dass entsprechend der NKF-Systematik in die Berechnung der 
allgemeinen Kreisumlage Abschreibungsaufwendungen sowie Aufwendungen für die Zufüh-
rung zu Pensions- und Beihilferückstellungen einfließen, die nicht unmittelbar zu Zahlungen 
führen. Der Rhein-Sieg-Kreis erwirtschafte daher jährlich Überschüsse an liquiden Mitteln. 
Diese Zahlungsmittelzuflüsse übersteigen – so die Ausführungen des Landrates – die für 
den Anteilserwerb jährlich aufzubringenden Tilgungen. 
Der Entwurf des Nachtragshaushaltes 2013/2014 sieht daher für die erhöhten Tilgungsleis-
tungen keine weitere Refinanzierung über die allgemeine Kreisumlage vor. 
 
Bewertung zum Finanzplan: 
 
Die dem Kreis über die Kreisumlage zugehende Liquidität aus der Berücksichtigung von 
Aufwendungen für die Zuführung zu Pensions- und Beihilferückstellungen soll die Auszah-
lung künftiger Pensionsverpflichtungen sicherstellen. Der Bürgermeister weist daraufhin, 
dass diese liquiden Mittel seitens des Kreises entsprechend vorzuhalten sind und für Til-
gungsleistungen nicht zur Verfügung stehen.  
 
Inwiefern die jährlichen Liquiditätszuflüsse aus der Berücksichtigung von Abschreibungsauf-
wendungen die insgesamt jährlich zu leistenden Tilgungsleistungen decken, ist zumindest 
fraglich und müsste seitens des Rhein-Sieg-Kreises nachgewiesen werden. 
 
Fraglich ist auch, weshalb zum Erwerb der Finanzanlage nicht in früheren Jahren erwirt-
schaftete Zahlungsmittelüberschüsse eingesetzt werden und damit die Kreditfinanzierung 
reduziert wird. 
 
 
Zum weiteren Verfahren findet am 06.09.2013 eine Sitzung der Hauptverwaltungsbeamten 
sowie am 11.09.2013 eine Abstimmung zu dem Thema im Kreise der Kämmerinnen und 
Kämmerer im Rhein-Sieg-Kreis statt.  
Über die aus diesen Gesprächen gewonnenen Informationen und Erkenntnissen wird der 
Bürgermeister in der Sitzung berichten. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
Siehe Sachverhalt 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
Schreiben des Rhein-Sieg-Kreises vom 13.08.2013 
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Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss 12.09.2013 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 407/2013-6 

    Stand 23.07.2013 
 
Betreff 
 

Antrag der SPD-Fraktion vom 19.07.2013 betr. Überprüfung von  
Reinigungsleistungen an Schulen und städtischen Gebäuden 

 
Beschlussentwurf 
 
Der Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss beauftragt den Bürgermeister  

• zu prüfen, unter welchen Rahmenbedingungen die Wahrnehmung der Reinigung 
ganz oder teilweise in städtischen Gebäuden mit eigenem Personal erfolgen kann, 

• das Ergebnis der Prüfung den Rahmenbedingungen der derzeitigen Reinigungsver-
gabe gegenüber zu stellen und  

• über das Ergebnis der Prüfung und der Gegenüberstellung im Ausschuss zu berich-
ten 

• die Thematik auch im AK „Gebäudereinigung“ zu erörtern.. 
 
Sachverhalt 
 
Die SPD-Fraktion hat beantragt, den Bürgermeister mit der Prüfung zu beauftragen, ob die 
Reinigung in Schulen und städtischen Gebäuden künftig durch städtisches Personal erfolgen 
kann. 
Der Antrag wird mit vermehrten Beschwerden in der Vergangenheit über unzureichende 
Reinigungsmaßnahmen an Schulen und städtischen Gebäuden begründet.  
 
In Kürze soll sich ein neu gebildeter Arbeitskreis „Gebäudereinigung“ umfassend mit Fragen 
der städtischen Gebäudereinigung befassen.  
 
Die derzeit angesetzten Reinigungs- und Qualitätsstandards sollen in diesem Arbeitskreis 
überprüft und ggf. für die nächste Ausschreibung modifiziert werden. Der Bürgermeister 
schlägt ergänzend zum Beschlussentwurf vor, dass auch die von der SPD-Fraktion ge-
wünschte Eigenreinigung im Arbeitskreis unter Abwägung aller sich aus Fremd- und Eigen-
reinigung ergebender Vor- und Nachteile betrachtet werden soll.  
 
Anlagen zum Sachverhalt 
Antrag der SPD-Fraktion vom 19.07.2013 
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Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss 12.09.2013 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 442/2013-1 

    Stand 19.08.2013 
Betreff 
 

Mitteilung betr. Schließung der Filiale der Barmer GEK in Bornheim 

 
Sachverhalt 
Die Barmer GEK hat den Bürgermeister in einem Gespräch darüber informiert, dass sie be-
absichtigt, die Geschäftsstelle in der Königstraße 76 zu schließen.  
Der Bürgermeister hält die Geschäftsstelle für einen wichtigen Bestandteil des Dienstleis-
tungsangebotes für die Bürgerinnen und Bürger der Stadt Bornheim sowie die sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigten in der Stadt Bornheim.  
Daher hat der Bürgermeister in einem Schreiben an den Vorstandsvorsitzenden der Barmer 
GEK darum gebeten, die Entscheidung zu überdenken und die erfolgreiche Geschäftsstelle 
der Barmer GEK in Bornheim beizubehalten. In dem Antwortschreiben teilte die Barmer GEK 
mit, dass sie an der Entscheidung, die Geschäftsstelle in der Königstraße zu schließen, fest-
hält.  
 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
Antwortschreiben der Barmer GEK 
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Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss 12.09.2013 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 403/2013-SUA 

    Stand 15.07./02.09.2013 
 
Betreff Städtische Grünanlage mit Kiefern an der Friedrichstraße in Roisdorf 

Beschlussentwurf 
 
Der Haupt- Finanz- und Wirtschaftsausschuss 

• nimmt Kenntnis von den Ausführungen des Bürgermeisters, 
• beauftragt den Bürgermeister, künftig bei Planung bzw. Neuanlage oder wesentlicher 

Änderung von städtischen Grünanlagen grundsätzlich den Umweltausschuss zu be-
teiligen und soweit erforderlich bei der Auswahl der Pflanzenart entscheiden zu las-
sen und 

• beschließt, die städtischen  Kiefern auf der Grünanlage vor dem Parkplatz Friedrich-
straße nicht fällen zu lassen. 

 
Sachverhalt 
 
Auf die Vorlage 306/2013-6 zur Sitzung des Ausschusses für Verkehr, Planung und Liegen-
schaften am 12.06.2013  wird Bezug genommen. In der Sitzung hatte der Ausschuss be-
schlossen, es Dritten zu gestatten, die Kiefern auf der städtischen Grünfläche am Schulpark-
platz Friedrichstraße zu fällen und als Ersatz auf eigene Kosten Felsenbirnen zu pflanzen. 
Die Stadt soll bei der Beschaffung der Felsenbirnen behilflich sein. 
 
Zum Hintergrund: 
Ursprünglich war man in der Verwaltung davon ausgegangen, dass die Kiefern wegen der 
erforderlichen Gehwegverbreiterung im Zuge des Ausbaus der Friedrichstraße nicht mehr 
standsicher gewesen wären und hätten gefällt werden müssen. Daher erfolgte die Beratung 
dieser Frage im Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften. Bei der Freilegung des 
Wurzelbereichs der Kiefern stellte sich dann heraus, dass für den Straßenausbau keine 
Starkwurzeln der Bäume gekappt werden mussten und insofern die Standsicherheit der 
Bäume und damit deren Erhalt weiterhin gewährleistet waren. Ab diesem Zeitpunkt stand die 
Frage nach dem Erhalt der Kiefern in der städtischen Grünanlage am Parkplatz Friedrich-
straße nicht mehr im Zusammenhang mit dem Straßenausbau (ansonsten wären das Fällen 
und der Ersatz der Kiefern erschließungsbeitragsfähiger Aufwand gewesen) und insofern 
grundsätzlich auch nicht mehr in der Zuständigkeit des Ausschuss für Verkehr, Planung und 
Liegenschaften. Gleichwohl begehrten die Anlieger im Zuge des Straßenausbaus die Besei-
tigung der Bäume, da sie den Gehweg verschmutzen würden. 
 
Weitere Entwicklung: 
In einem Ortstermin mit dem Ortsvorsteher, einem weiteren Roisdorfer Ratsmitglied und Ver-
tretern der Anliegerschaft am 03.07.2013 hat der Bürgermeister die Angelegenheit auf Bitten 
des Ortsvorstehers vor Ort erneut erörtert. Dabei bestätigte sich, dass die Anlieger weniger 
Probleme mit den Bäumen an sich als vielmehr mit den zahlreichen Kiefernnadeln und –
zapfen haben, die sich auf dem Gehweg ansammeln. Zudem funktioniere die Gehwegreini-
gung durch die Stadt hier nicht ordentlich. Grund hierfür ist wohl eine noch endgültig abzu-
stimmende Überschneidung von Zuständigkeiten von Schulhausmeister, beauftragtem Un-
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ternehmen für die Reinigung der Gehwege vor städtischen Liegenschaften und dem SBB als 
Reinigungsverpflichtetem an  der auch hier vorhandenen Bushaltestelle. Nachdem der Bür-
germeister im Termin zugesagt hatte, künftig eine abgestimmte satzungsgemäße Reinigung 
sicherzustellen, bestanden bei den beteiligten Ratsmitgliedern und Anliegern keine grund-
sätzlichen Bedenken mehr dagegen, die Kiefern nun doch zu erhalten. 
 
Vor diesem Hintergrund hat der Bürgermeister die Fraktionen am 08.07.2013 darüber infor-
miert, dass er zunächst das Fällen der Bäume aus Arten- und Naturschutzgründen bis zum 
Ende der Vegetationsperiode (Oktober/November) zurückstellen und die Zeit bis dahin nut-
zen möchte, die Gehwegreinigung vor dem Parkplatz Friedrichstraße eindeutig zu regeln und 
erste Erfahrungen mit der Umsetzung zu sammeln.  

Des Weiteren widerspricht der Beschluss des Ausschusses für Verkehr, Planung und Lie-
genschaften Grundsatzbeschlüssen des Umweltausschusses.  

Zum einen, da gemäß Grundsatzbeschluss des Umwelt- und Planungsausschusses vom 
26.02.1997 (Vorlage 61/97/61-USB) der Umweltausschuss vor Fällaktionen bei Bäumen in 
einem ordentlichen TOP zu beteiligen ist (“Der Stadtdirektor wird beauftragt, vor Fällaktionen 
landschaftlich bedeutsamer oder ökologisch wertvoller Baumbestände oder markanter Ein-
zelbäume dem Umwelt- und Planungsausschuss in Form eines ordentlichen Tagesord-
nungspunktes Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben“.).  

Zum anderen, da der Umweltausschuss mit Beschluss vom 22.01.2013 den Bürgermeister 
beauftragt hat, bei Neu- und Ersatzpflanzungen nur noch einheimische und standortgerechte 
Bäume und Sträucher zu pflanzen. Hierzu zählt die in der Friedrichstraße auch in den weite-
ren Pflanzbeeten vorgesehene Felsenbirne nicht („Die Gattung Amelanchier (Felsenbirne) 
umfasst 25 Arten, die fast alle in Nordamerika verbreitet sind. Eine Art ist in Europa bis 
Kleinasien und zwei Arten sind in Asien beheimatet. Als Ziersträucher werden in Mitteleuropa 
die Arten Amelanchier lamarckii, Amelanchier laevis und Amelanchier ovalis und deren Sor-
ten gehandelt.“, aus Wikipedia). Da die Felsenbirne zudem nur als Strauch bzw. kleinwüch-
siger Baum vorkommt (Maximalhöhe im Alter vier bis sechs Meter), ist sie nicht in der Lage, 
die mittlerweile groß gewachsenen Kiefern vom Straßenbild und von der stadtklimatischen 
und ökologischen Bedeutung her zu ersetzen.  

Es empfiehlt sich daher, künftig bei Planung bzw. Neuanlage oder wesentlicher Änderung 
von städtischen Grünanlagen grundsätzlich den Umweltausschuss zu beteiligen und soweit 
erforderlich bei der Auswahl der Pflanzenart entscheiden zu lassen. 

Zur Lösung dieses Beschlusskonflikts möchte der Bürgermeister eine Entscheidung durch 
Beschlussfassung im Haupt- Finanz- und Wirtschaftsausschuss herbeiführen. 
Wie erwähnt hatte der Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften seine Zustim-
mung zum Fällen der Bäume unter der Prämisse erteilt, dass die Anliegergemeinschaft auf 
eigene Kosten für adäquaten Ersatz durch die Pflanzung von Felsenbirnen sorgt. Mit E-Mail 
vom 30.07.2013 teilte die Anliegergemeinschaft nun mit, dass sie „aufgrund der bisherigen 
Entwicklung bzw. den gemachten Erfahrungen zu der Erkenntnis gelangt ist, dass das ange-
botene eigene Engagement daher nicht mehr realisierbar ist.“ Und weiter mit E-Mail vom 
01.09.2013, dass sie „inzwischen erfahren (habe), dass der Hausmeister der Grundschule 
für die Reinigung des Gehweges sorgen soll. Damit hätte sich für die Anliegergemeinschaft 
die bisherige Problematik gelöst.“ Insofern ist der Beschluss des Ausschuss für Verkehr, 
Planung und Liegenschaften zum Fällen der Kiefern am Parkplatz Friedrichstraße aus heuti-
ger Sicht ohnehin gegenstandslos. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
keine 
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Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss 12.09.2013 
Rat 26.09.2013 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 423/2013-SUA 

    Stand 01.08.2013 
 
Betreff Windpark Bornheim, Bürgerbeteiligung 
 
Beschlussentwurf Haupt- Finanz- und Wirtschaftsausschuss: 
 
Der Haupt- Finanz- und Wirtschaftsausschuss empfiehlt dem Rat, wie folgt zu beschließen 
(s. Beschlussentwurf Rat). 
 
Beschlussentwurf Rat: 
 
Der Rat beabsichtigt, zur Bürgerbeteiligung am Windpark Bornheim die Gründung einer ei-
genen Bornheimer Energiegenossenschaft eG nach den im Sachverhalt dargestellten Rah-
menbedingungen vorzubereiten und beschließt hierzu, 
• mit der Vorbereitung des Projekts vorerst  - bis zur evtl. Gründung einer Stadtwerke 

GmbH - den Stadtbetrieb Bornheim zu befassen, 
• nach Vorliegen eines Satzungsentwurfs die beabsichtigte Beteiligung der Stadt Born-

heim an der Genossenschaft nach § 115 GO der Kommunalaufsicht anzuzeigen,  
• nach Zustimmung der Kommunalaufsicht die Mitgliedschaft der Stadt Bornheim in der zu 

gründenden Genossenschaft mit mindestens einem Anteil und 
• beauftragt den Bürgermeister, mit dem Vorstand des Stadtbetriebs für die nächste Sit-

zung des Verwaltungsrats des Stadtbetriebs Bornheim eine entsprechende Beschluss-
vorlage abzustimmen.  

 
Sachverhalt 
 
Die Realisierung des Windparks Bornheim nimmt inzwischen Gestalt an. Nach Inkrafttreten 
des neuen Flächennutzungsplans im Mai 2011 hat der Investor Enercon verschiedene Gut-
achten in Auftrag gegeben und mit den Grundstückseigentümern privatrechtliche Vorverträge 
geschlossen. Mit Unterstützung der Verwaltung fanden zudem Vorabstimmungen mit Behör-
den statt. Der derzeitige Fahrplan sieht vor, bis September den immissionsschutzrechtlichen 
Antrag beim Rhein-Sieg-Kreis einzureichen. Zum Jahresende könnte dann die Genehmigung 
vorliegen und in 2014 gebaut werden. 
 
Rat und Verwaltung hatten es von Anfang an befürwortet, die Bürgerinnen und Bürger an 
dem Windpark-Projekt zu beteiligen. Hierfür schlägt der Bürgermeister vor, eine eigene 
Energiegenossenschaft zu gründen (Bornheimer Energiegenossenschaft, Genossenschaft 
zur Erzeugung regenerativer Energien Bornheim eG). Die eingetragene Genossenschaft ist 
die wirtschaftlichste Form der Beteiligung mit schlanker Verwaltung (Vorstand, Aufsichtsrat, 
Mitgliederversammlung i.d.R. ehrenamtlich tätig), gleichmäßigem Stimmrecht (eine Stimme 
pro Mitglied unabhängig von der Zahl der Anteile) und begrenzter Haftung (in der Regel in 
Höhe der Anteile). Über die Verwendung der Erlöse entscheidet die Mitgliederversammlung. 
Die Energiegenossenschaft ist bundesweit das derzeit favorisierte Modell der Bürgerbeteili-
gung bei Projekten zur regenerativen Energieerzeugung. 
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Mit dem Investor besteht Einvernehmen, bis zu zwei Windenergieanlagen als Bürgerwindrä-
der realisieren zu können. Pro Windrad ist mit einer Gesamtinvestition von 3,5 Millionen € zu 
rechnen, von denen voraussichtlich 50% als Eigenkapital aufgebracht werden müssen. Um 
das Eigenkapital aufzubringen könnte z. B. die Höhe eines Genossenschafts-Anteils auf 
1.000 € und die Anteile pro Mitglied auf maximal 100 Stück festgelegt werden. Damit ermög-
lichte man grundsätzlich allen Interessenten, sich finanziell an den Bürgerwindrädern zu be-
teiligen, vermeidet aber eine zu große Mitgliederzahl, die die Steuerung der Genossenschaft 
schwierig gestalten könnte (auch so wäre rechnerisch eine Zahl von 350 bis 3.500 Mitglie-
dern möglich, wobei letzteres in einer jährlichen Genossenschaftsversammlung kaum noch 
zu vertretbaren Kosten händelbar wäre). 
 
Falls regionale Investoren Interesse bekunden, sich verbindlich mit Anteilen von mehr als 
100.000 € an der Genossenschaft zu beteiligen, wäre die Beschränkung auf 100 Anteile pro 
Mitglied zu überdenken. Alternativ könnte für jede Windenergieanlage eine eigene Genos-
senschaft mit unterschiedlichen Bedingungen gegründet werden. 
 
Es ist nicht gesichert, dass sich das Kapital allein aus der Bornheimer Bürgerschaft und loka-
len Unternehmen aufbringen lässt. Es könnte daher eröffnet werden, auch Bürger, Kommu-
nen, Stadtwerke oder Banken aus der Nachbarschaft Mitgliedschaften in der Energiegenos-
senschaft anzubieten. Entsprechende Interessensbekundungen aus der Region liegen be-
reits vor. Da Ziel und Hintergrund der Unterstützung des Projekts aber die regionale Erzeu-
gung erneuerbarer Energie ist, und sich die Genossenschaftsmitglieder mit „Ihrem“ Projekt 
identifizieren können sollen, sollte die Möglichkeit der Mitgliedschaft auf die Region be-
schränkt sein. Über die Aufnahme neuer Mitglieder entscheidet im Normalfall laut Satzung 
der Vorstand bzw. die Mitgliederversammlung. 
 
Um die Projektsteuerung des Windparks Bornheim weiterhin mit beeinflussen zu können, 
empfiehlt der Bürgermeister die Mitgliedschaft der Stadt Bornheim in der Genossenschaft.  
 
Zur beabsichtigten Beteiligung hat der Bürgermeister die Kommunalaufsicht über das Projekt 
informiert. Dort ist man der Auffassung, dass die Beteiligung der Stadt Bornheim an einer zu 
gründenden Bornheimer Energiegenossenschaft nach § 115 Gemeindeordnung NRW anzu-
zeigen ist. In diesem Verfahren würde dann auch geprüft, ob die Beteiligung der Stadt zuläs-
sig ist. Der Bürgermeister geht aber davon aus, da in Deutschland viele Kommunen Mitglied 
in Energiegenossenschaften sind. 
 
Es wird weiter vorgeschlagen, den Stadtbetrieb Bornheim wegen der möglichen Synergieef-
fekte mit der Vorbereitung des Genossenschaftsprojektes zu beauftragen. Nach der Grün-
dung einer Stadtwerke GmbH könnte das Projekt auch in dieser GmbH fortgeführt werden. 
Ob der Stadtbetrieb Bornheim AöR selbst oder eine „Stadtwerke GmbH“ Mitglied in der Ge-
nossenschaft werden kann oder will, ist dort zu prüfen, zu entscheiden und ggf. mit der 
Kommunalaufsicht abzustimmen. Die Mitgliedschaft wäre auch hier Voraussetzung zur 
Übernahme von Steuerungsfunktionen in der Genossenschaft. Die Entscheidung hierüber 
bleibt aber, wie auch bei der Stadt Bornheim, letztlich der Mitgliederversammlung der Ge-
nossenschaft  vorbehalten. 
 
Alternativ zur Gründung einer eigenen Genossenschaft besteht die Möglichkeit der Zusam-
menarbeit mit einer bestehenden Energiegenossenschaft. So hat die Bürgerenergie Rhein-
Sieg eG aus Siegburg grundsätzliche Bereitschaft des Vorstandes signalisiert, durch Anpas-
sung der Satzung und Erweiterung des Aufsichtsrats/ Vorstandes im oben beschriebenen  
Sinne das Windparkprojekt in Bornheim einzubinden. Dieses Angebot bedürfte der Zustim-
mung der Mitgliederversammlung, in der neben 70 Bürgern, Vereinen und Unternehmen 
auch mehrere rechtsrheinische Städte, der Rhein-Sieg-Kreis und die Stadt Bonn vertreten 
sind. 
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Der Bürgermeister empfiehlt wegen der besseren lokalen und regionalen Identifikation die 
Gründung einer eigenen Energiegenossenschaft. Diese könnte zudem Ausgangspunkt für 
weitere Aktivitäten im Bereich erneuerbare Energien in der ILEK-Region werden. Ein Ziel, 
welches auch der Umsetzung des von den Räten beschlossenen gemeinsamen Bündnisses 
für Klimaschutz der sechs linksrheinischen Kreiskommunen dient. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
Ggf. finanzielle Beteiligung in Höhe von mindestens einem Anteil, vorgeschlagen sind 
1.000 €. 
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